
Spezialinformation im Detail ����������������������������    Seite 1 

Finanzstrafrecht  �����������������������������������������������    Seite 1

Übersicht ���������������������������������������������������������    Seite 2

Übergangsphase  ���������������������������������������������    Seite 2 

Betriebsaufgabe  ����������������������������������������������    Seite 3

Einzelaufzeichnungspflicht  ������������������������������    Seite 3

Was ist eine Registrierkasse ����������������������������    Seite 3

Umsatzgrenzen  ������������������������������������������������    Seite 4

Belegerteilungspflicht  �������������������������������������    Seite 4

Alle Fragen zu den Themen dieser Ausgabe beantwortet unsere Kanzlei 
sehr gerne�

Inhalt dieser Ausgabe:

FInAnzSTRAFgESETz

Was passiert bei 
nichtbefolgung 
der neuen Pflichten?
Im Rahmen der Steuerreform wurden neue Strafde-
likte eingeführt� Bei nichtbefolgung drohen saftige 
Strafen!! Steuerbetrug steht eben ganz oben auf 
der Agenda der Finanzverwaltung�

Für den Fall, dass eine der neuen Verpflichtungen nicht erfüllt 
wird, drohen folgende Strafen nach dem Finanzstrafgesetz 
und man gilt als Finanzstraftäter. Werden mehrere Delikte 
gleichzeitig begangen, dann werden die Strafen eben kumu-
liert!

Geldstrafen & Delikte

 Æ Bis zu 25.000,- Geldstrafe, wenn vorsätzlich Buchhaltun-
gen oder Buchhaltungs- und Aufzeichnungsprogramme 
durch Einsatz einer Spezialsoftware verändert, gelöscht, 
verfälscht oder unterdrückt werden.

 Æ Bis zu 5.000,- Geldstrafe bei vorsätzlicher Nichtbe-
achtung der Registrierkassenpflicht. Dieses Delikt wird 
bereits erfüllt, ohne dass es zu einer Steuerhinterziehung 
kommen muss.

 Æ Bis zu 5.000,- Geldstrafe ab 1.1.2017 bei vorsätzlicher 
Nichtverwendung des Sicherheits-Chips (Sicherheitsein-
richtung zur Manipulationssicherheit).

 Æ Bis zu 5.000,- Geldstrafe bei Verletzung der Belegausstel-
lungspflicht. Die Frage „Brauchen Sie eine Rechnung?“ 
beim Inkasso kann daher ganz schön teuer werden!

Was ist, wenn der Kunde den Beleg nicht mitnimmt?

In einem solchen Fall besteht für den Verkäufer kein Grund 
zur Panik. Es besteht zwar für den Kunden eine Belegan-
nahme- und eine Belegmitnahmepflicht. Verstößt der Kunde 
allerdings gegen diese Pflichten, hat dies keine strafrechtli-
chen Konsequenzen.

Mit dem Steuerreformgesetz 2015/16 wurden die gesetzli-
chen Bestimmungen in der Bundesabgabenordnung (kurz: 
BAO) geändert bzw neue Bestimmungen eingeführt. Die 
BAO stellt die gesetzliche Grundlage für diese verschärften 
Rahmenbedingungen dar.

In der BAO sind zwei sog Verordnungsermächtigungen 
vorgesehen. Das bedeutet, dass der Gesetzgeber beschlos-
sen hat, die Details zu einzelnen Themen im Rahmen einer 
speziellen Verordnung zu regeln. Dadurch wurde das Fi-
nanzministerium (kurz: BMF) ermächtigt, die Details ohne 
parlamentarische Beschlussfassungen zu bestimmen. Das 
BMF hat daher zwei Verordnungen heraus gebracht, die sog 
„Barumsatz-Verordnung 2015“ (kurz: BarUV 2015) und 
die sog „Registrierkassen-Sicherheits-Verordnung“ (kurz: 
RKSV).

In allen diesen gesetzlichen Grundlagen und Verordnungen 
sind sehr viele neue Begriffe verwendet worden. Diese Fach-
begriffe mussten erst interpretiert werden, um Unklarheiten 
zu beseitigen bzw zu verringern. Aus diesem Grund hat das 
BMF am 12. November 2015 einen umfangreichen Erlass 
(67 Seiten) veröffentlicht. Dieser Umstand allein deutet 
bereits auf unpräzise Formulierungen hin, die in den weni-
gen gesetzlichen Änderungen im Rahmen der Steuerreform 
2015/16 verwendet wurden und derart umfangreichen Aus-
legungshilfen und Anleitungen zur Umsetzung erforderlich 
machen.

SPEzIAlInFoRmATIonEn Im DETAIl

Die Steuerreform 2016 und die 
Verschärfungen im Rechnungswesen
mit dem Steuerreformgesetz wurden zahlreiche maßnahmen zur Bekämpfung des Steuerbetrugs einge-
führt bzw verschärft� Diese maßnahmen machen es erforderlich, die Buchhaltung (das Rechnungswesen) 
auf diese neuen Erfordernisse hin zu überprüfen und womöglich „aufzurüsten“�
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Inhalt dieser Ausgabe:

•  Bildungsfreibetrag und Bildungsprämie 

Haben Sie ohnedies vor, Ihre Mitarbeiter zu schulen und lässt 
es die vorweihnachtliche Zeitknappheit auch zu, dann haben 
Sie verschiedene Möglichkeiten, steuerliche Begünstigungen 
in Anspruch zu nehmen: Wer sich einer „vom Arbeitgeber 
verschiedenen Aus- und Fortbildungseinrichtung“ (zB WIFI) 
bedient, kann seit einigen Jahren wahlweise von den Auf-
wendungen einen gewinnmindernden Freibetrag von 20% 
geltend machen oder eine Gutschrift (= Prämie) in Höhe von 
6% am Abgabenkonto als Bildungsprämie lukrieren. Grund-
lage für die Berechnung sind jeweils Aufwendungen (Ausga-
ben), die unmittelbar Aus- oder Fortbildungsmaßnahmen 
betreffen, die im betrieblichen Interesse für Arbeitnehmer 
getätigt werden. Seminarbesuche lohnen sich daher!

Es gibt auch eine Begünstigung für rein innerbetriebliche 
Aus- und Fortbildungseinrichtungen (Freibetrag in Höhe von 
20%, keine Prämie). Der Gesetzgeber versteht darunter Ein-
richtungen, die mit einem Teilbetrieb vergleichbar sind und 
die Aus- und Fortbildungsmaßnahmen Dritten gegenüber 
nicht anbieten, sondern vielmehr nur die eigenen Arbeitneh-
mer schulen. Der Makel ist allerdings, dass der Freibetrag 
nur bis zur Höhe von 2.000,– der begünstigten Aufwendun-
gen je Kalendertag geltend gemacht werden kann.

•  Investitionen in Anlagegüter

Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens mit Nettoanschaf-
fungskosten über 400,– können nur im Wege der Abschrei-
bung (kurz: AfA) verteilt auf mehrere Jahre gewinnmindernd 
abgesetzt werden. Anschaffungen in den letzten 6 Monaten 
vor dem Bilanzstichtag wirken lediglich über die sog „Halb-
jahres-Abschreibung“. Voraussetzung dafür ist allerdings, 
dass die Nutzung (Inbetriebnahme) im zu Ende gehenden 
Wirtschaftsjahr mindestens einen Tag beträgt.

Nettoanschaffungskosten bis zu 400,– hingegen können als 
sofortiger Aufwand noch heuer zur Gänze gewinnmindernd 
geltend gemacht werden (vielleicht benötigen Sie noch einen 
Drucker oder einen neuen Bildschirm?). Größere Anschaf-
fungen vor Jahresende bringen immerhin noch die sog 
„Halbjahres-Abschreibung“.

Übrigens: Auch das Reparieren von vorhandenen Wirt-
schaftsgütern bringt sofortige Betriebsausgaben!

•  Gewinnrealisierung bei Lieferungen und  
  Dienstleistungen

Durch Verschieben der tatsächlichen Ausführung einer Wa-
renlieferung oder Dienstleistung in das nächste Jahr wird die 
Gewinnrealisierung verschoben. Denn: Halbfertige Erzeug-
nisse und Arbeiten werden nicht zum Verkaufspreis bewer-
tet!

•  Abzugsfähige Spenden 

Grundsätzlich können Spenden nicht als Betriebsausgaben 
geltend gemacht werden, Ausnahmen gibt es für folgende 
Spenden:

a) Spenden „der alten Art“

So können etwa Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen 
zur Durchführung von Forschungsaufgaben oder der Er-
wachsenenbildung dienenden wissenschaftlichen oder künst-
lerischen Lehraufgaben bis zu 10% des laufenden Gewinnes 
(vor Berücksichtigung eines Gewinnfreibetrages) abgesetzt 
werden. Allerdings ist der Kreis solcher „betriebsausgaben-
vermittelnder“ Empfänger begrenzt. Dazu gehören zum Bei-
spiel Universitätsinstitute oder gemeinnützige Vereine, wobei 
Letztere in einem von der Finanzverwaltung jährlich aktuali-
sierten Verzeichnis begünstigter Spendenempfänger (siehe 
BMF-Homepage) aufscheinen müssen. Seit kurzem gehören 
dazu auch private „Museen von gesamtösterreichischer Be-
deutung“ und Dachverbände, deren ausschließlich gemein-
nütziger Zweck die Förderung des Behindertensportes ist. 
Absetzbar sind außerdem Spenden (Geld- und Sachspenden) 

Checkliste & Steuerspartipps zum 
Jahresende 2013
Alle Jahre wieder kommt nicht nur das Christkind, sondern auch der unerfreuliche 32. Dezember. An 

diesem Tag ist bekanntermaßen einiges zu spät. Die nachstehende Übersicht zu steuerlichen Themen 

des Jahreswechsels erhebt nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. Das ist in Anbetracht der Vielfalt 

des Steuer- und Sozialversicherungsrechtes auch gar nicht möglich.

Fortsetzung umseitig
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Eine Übersicht zur orientierung
Hier bieten wir Ihnen einen Überblick über die Verpflichtungen im Bereich des Rechnungswesens in Schlagworten. Wenn Sie 
sich jetzt bereits angesprochen fühlen, dann sollten Sie diese vier Seiten ganz genau studieren!

Einzelaufzeichnungspflicht Belegerteilungspflicht Registrierkassenpflicht

Wer? Betriebe (doppelter Buchhaltung und 
Einnahmen-Ausgaben-Rechner), 
Vermieter (kurz: V&V), sonstige 
Einkünfte (Funktionäre)

Unternehmer gem § 2 UStG (daher 
auch V&V) 

nur BETRIEBE mit Umsatz pa über 
15.000 und mehr als 7.500 Barum-
sätze jährlich

Wer 
nicht?

ausgenommen sind: sog Kalte-Hand-Umsätze bis 30.000,- pa sowie Hilfsbetriebe (entbehrliche + unentbehrliche) 
von begünstigten [gemeinnützigen] Körperschaften (zB kleines Vereinsfest)

Was? Bareingänge und Barausgänge täg-
lich einzeln; 

EAR + V&V: alle Bargeschäfte einzeln

Beleg über die empfangene Barzah-
lung bei Barumsätzen gem § 131b 
BAO

alle Bareinnahmen mit einem elek-
tronischen Aufzeichnungssystem 
erfassen

Wie? Paragon, Kassenstreifen Mindestangaben gem § 132a BAO 
zusätzl § 11 RKSV (zB auch QR-
Code)

manipulationsgeschütztes elektroni-
sches Aufzeichnungssystem

Ab 
wann?

bis 12/2015: nur Betriebe mit Um-
satz pa über 150.000,-; ab 1/2016: 
alle, auch V&V

ab 1.1.2016,

ab 1.1.2017 mit Zusatzangaben 
nach RKSV

ab 1.1.2016,

ab 1.1.2017 mit techn Sicherheits-
einrichtung 

Im ministeriellen Erlass liest man zum Abschluss der Aus-
führungen, dass in einer zweiteiligen Übergangsphase wegen 
mangelnder Strafwürdigkeit der Tat für die neuen Delikte 
keine Strafen zu verhängen sind.

Phase I: 1. Quartal 2016  (1.1. - 31.3.)

In dieser Phase werden von den Abgabenbehörden und de-
ren Organe keine finanzstrafrechtlichen Verfolgungen und 
Bestrafungen bei bloßer Nichterfüllung der Registrierkassen- 
und Belegerteilungspflicht gesetzt. 

Phase II: 2. Quartal 2016  (1.4. - 30.6.)

Bis zum 30. Juni 2016 werden von den Abgabenbehörden und 
deren Organen bei bloßer Nichterfüllung der Registrierkas-
sen- und Belegerteilungspflicht keine finanzstrafrechtlichen 
Verfolgungen und Bestrafungen gesetzt, wenn der oder die 
Betroffenen besondere Gründe für die Nichterfüllung dieser 
Pflichten glaubhaft machen können (zB die Anschaffung ei-
ner Registrierkasse war aufgrund von Nichteinhaltung der 
Lieferfristen durch die Kassenhersteller nicht möglich oder 
die Installation der notwendigen Software für die elektro-
nische Festhaltung der Umsätze war mangels notwendiger 
fachlicher Beratung durch den IT-Servicefachmann nicht 
rechtzeitig möglich oder die erforderliche Einschulung des 
Unternehmers und seiner Erfüllungsgehilfen war nicht zeit-
gerecht durchführbar).

Tipp: Vergessen Sie daher keinesfalls eine Bestätigung des 
Lieferanten zu verlangen, sollte in Ihrem Fall die Lieferung 
oder Implementierung nicht sofort möglich sein!

AUS DEm mInISTERIUm

Keine Strafen in der Übergangsphase
Im Erlass hat der minister die notbremse gegen die überhastete Einführung der Registrierkassenpflicht 
gezogen und die Bestrafung ausgesetzt�

Die Finanz: Dein Freund & Helfer

Das BMF hat geplant, dass die Mitarbeiter der Finanzverwal-
tung im 1. Halbjahr 2016 sog Compliance-Besuche abstatten 
werden. Geplant sind mehrere tausend „Betriebsbesichtigun-
gen“ um die Einhaltung der gesetzlichen Regeln zu prüfen. 
Dabei wird auf Beratung und „proaktive“ Unterstützung ge-
setzt, nicht auf Bestrafung. Da freut man sich doch auf einen 
Besuch der Finanzpolizei, oder nicht? 

Kein Freibrief

Diese Anweisung des Ministers, keine Strafen zu verhängen, 
gilt allerdings nur für die bloße Nichterfüllung der Regist-
rierkassenpflicht oder Belegerteilungspflicht an sich!

Selbstverständlich werden Steuerhinterzieher ihre Strafe er-
halten, denn dazu gibt es keinen Freibrief!

Nicht vergessen: Schätzungsbefugnis droht!

Bitte vergessen Sie nicht den Umstand, dass im Erlass bloß 
eine strafrechtliche Erleichterung hinsichtlich der neuen 
Pflichten (insbesondere der RK-Pflicht) besteht. Wenn aber 
die buchhalterischen Aufzeichnungen ohne RK so mangelhaft 
sind, dass sie nicht einmal den bereits bisher geltenden Form-
vorschriften entsprechen und sich die Grundlagen für die 
Besteuerung nicht ermitteln lassen, dann fällt die gesetzliche 
Vermutung der sachlichen Richtigkeit der Aufzeichnungen 
weg. In einem solchen Fall werden die Besteuerungsgrundla-
gen (Umsätze bzw Gewinne) auch in dieser Übergangsphase 
durch behördliche Schätzung ermittelt werden!
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BEI WESEnTlIchEn ÄnDERUngEn

Betriebsaufgabe oder Be-
triebsumstellung in 2016

DAS gAlT BIShER Schon

Einzelaufzeichnungspflicht
Die Einzelaufzeichnungspflicht ist an sich nichts neues� neu ist, dass 
auch bei Einkünften aus Vermietung und Verpachtung diese zu führen 
sind� Weiters wurden Ausnahmen für Kleinbetriebe gestrichen�

Im BmF Erlass findet man auch 
verständnisvolle Erleichterun-
gen für Spezialfälle� 

Betriebsaufgabe

Wenn ein Unternehmer die Absicht 
hat noch im Jahr 2016 die betriebliche 
Tätigkeit einzustellen (zB bei Pensions-
antritt in 2016), dann benötigt dieser 
Unternehmer laut BMF-Erlass KEINE 
Registrierkasse mehr.

Voraussetzung für dieses Entgegenkom-
men ist, dass der Unternehmer die ab 
1.1.2016 geltende Belegerteilungspflicht 
voll erfüllt.

WAS IST EInE
REgISTRIERKASSE

Elektro-
nisches 
Aufzeich-
nungssystem 
= Registrier-
kasse
Der Begriff „Registrierkasse“ ist 
mit Vorsicht zu genießen� Der 
gesetzgeber spricht ganz allge-
mein vom „elektronischen Auf-
zeichnungssystem“!

Eine Registrierkasse ist jedes elekt-
ronische Aufzeichnungssystem, das 
zur Losungsermittlung bzw Doku-
mentation einzelner Bareinnahmen 
eingesetzt wird. Als Registrierkasse 
können auch serverbasierte Aufzeich-
nungssysteme, Waagen und Taxameter 
mit Kassenfunktionen dienen. Auch 
eine Fakturasoftware kann eine „Regis-
trierkasse“ sein! Die Übertragung der 
Daten zwischen Eingabestation und 
Server kann auch cloudbasiert erfol-
gen. Wir müssen hier wirklich an den 
modernsten Stand der Technik denken!

Jede Registrierkasse muss über ein 
Datenerfassungsprotokoll (Kassenjour-
nal) verfügen und einen Drucker oder 
eine Vorrichtung zur elektronischen 
Rechnungsübermittlung haben. Ab 
Jänner 2017 muss dieses elektronische 
Aufzeichnungssystem auf eine Signa-
turerstellungseinheit zugreifen, die ein 
dem Unternehmer zugeordnetes Zerti-
fikat besitzt.

Kassenwagen oder Taxameter zur 
Berechnung des Fahrpreises in Taxis 
können „Registrierkassen“ sein, wenn 
sie die technischen Voraussetzungen 
der RKSV erfüllen und auch entspre-
chende Belege ausstellen können um 
die Belegerteilungspflicht zu erfüllen.

Mehrere Unternehmer können eine 
gemeinsam Registrierkasse verwenden 
(zB bei Gemeinschaftspraxen von Ärz-
ten), wenn nachvollziehbar und klar 
erkennbar ist, welche Umsätze zu wel-
chem Unternehmer gehören.

Es gab bisher bereits genaue Vor-
schriften, wie die Buchhaltungen zu 
führen sind. Zahlreiche Formvorschrif-
ten legen fest, wann ordnungsmäßige 
Aufzeichnungen vorliegen. Dazu müs-
sen zB die Eintragungen der Zeitfolge 
nach geordnet, vollständig, richtig und 
zeitgerecht vorgenommen werden. 
Weiters müssen sich die einzelnen Ge-
schäftsvorfälle in ihrer Entstehung und 
Abwicklung verfolgen lassen.

Einzelaufzeichnungspflicht bedeutet, dass 
in den Aufzeichnungen die Betriebs-
einnahmen und die Betriebsausgaben 
(bzw Bareingänge und Barausgänge) 
laufend zu erfassen und täglich einzeln 
festzuhalten und aufzuzeichnen sind. 
An diesem Grundprinzip ändert sich in 
Zukunft eigentlich gar nichts. 

Bisher waren Vermietungsfälle von die-
ser Einzelaufzeichnungspflicht nicht 
betroffen – ab 1.1.2016 sind auch diese 
Fälle einzelaufzeichnungspflichtig!

Weiters waren bisher alle Unternehmer 
bis zu einem jährlichen Umsatz von 
150.000,- von der Einzelaufzeichnungs-
pflicht befreit. Ab 1.1.2016 gilt eine 
neue Verordnung (sog BarUV 2015) 
und dort ist diese generelle Befreiung 
für diese Kleinunternehmer nicht mehr 

enthalten. Lediglich für Umsätze im 
Freien (sog Kalte-Hand-Umsätze) bis 
30.000,- Jahresgesamtumsatz gibt es 
weiterhin die abgeschwächte Form der 
Aufzeichnungspflicht: Kassasturz an-
statt Einzelaufzeichnungen sind dort 
weiterhin zulässig.

Die Einzelaufzeichnungs-, Registrier-
kassen- und Belegerteilungspflicht 
gilt nur für Unternehmer, unabhängig 
davon, ob deren Umsätze echt oder un-
echt von der Umsatzsteuer befreit sind.

Auch durchlaufende Posten sind auf-
zeichnungspflichtig. Durchlaufende 
Posten zählen nicht zum Barumsatz 
und sind daher bei der Beurteilung der 
Grenzen für die Registrierkassenpflicht 
nicht zu berücksichtigen.

Ab 1.1.2016 wird diese Einzelaufzeich-
nungspflicht sogar noch präziser vom 
Gesetzgeber verlangt: Diese Einzelauf-
zeichnungen müssen ab 2016 sogar 
mit einem elektronischen Aufzeich-
nungssystem gemacht werden. Daher 
verwandelt sich die Pflicht zur elekt-
ronischen Einzelaufzeichnungspflicht 
für alle Betriebe mit mehr als 15.000,- 
Jahresumsatz. Man nennt das die sog 
Registrierkassenpflicht.

Wesentliche Änderungen im Betrieb

Das Ministerium teilt im Erlass mit, dass 
im Falle einer Betriebseinschränkung 
im Jahr 2016 keine Registrierkasse in 
folgenden Fällen notwendig ist:

•	 Der Betriebsumfang (sprich: der 
Umsatz) wird im Vergleich zu den 
Vorjahren so eingeschränkt, dass 
die Umsatzgrenzen nicht mehr 
überschritten werden.

•	 Der Zahlungsverkehr wird von 
Barzahlung auf Erlagscheinzah-
lung umgestellt. Dadurch sinken 
die Barumsätze im Jahr 2016 im 
Vergleich zu den Vorjahren bereits 
unter die magische Grenze von 
7.500,-.



Seite 4    Steuerblatt • Extraausgabe
Impressum: Medieninhaber, Herausgeber: MMag Dr Klaus Hilber,  
A-6162, Mutters, Rauschgraben 14, E-Mail: office@buch-hilber.at

zWEI UmSATzgREnzEn

Schwellenwerte zur 
Registrierkassen-
pflicht 
Das gesetz sieht zwei Umsatzgrenzen vor, die beide über-
schritten werden müssen� nur dann besteht die Registrier-
kassenpflicht!

AB 1�1�2016

Belegerteilungspflicht
Dem Kunden muss ein Beleg ausgehändigt werden� Das kann ein Papierbeleg oder ein elektronischer Beleg sein�

Branche Zulässige Warenbezeichnung Keine zulässige Warenbezeichnung

Blumengeschäft Schnittblumen, Blumenstrauß, Ge-
steck Topfblumen, Gehölze

Blumen

Bekleidungsgeschäft Hose, Jacke Kleidung

Elektrohandel Mobiltelefon, Waschmaschine, 
TV-Gerät, Elektrozubehör, Faxge-
rät, Glühbirne

Elektronikgerät, Haushaltsgerät, Audio-
gerät, Telefon, Lampe

Obst-/Gemüsege-
schäft

Äpfel, Birnen, Salat Obst, Gemüse

Friseur Herrenhaarschnitt, Damenhaar-
schnitt, Haarfärbung, Styling, 
Kosmetik, Bartrasur/-pflege, Sham-
poo-/ Styling-Produktverkauf

Haarpflegeprodukt, 

Friseurleistung

Bäcker Semmel oder Kleingebäck, Brot Backwaren

Trafik Zigaretten, Zigarren, Zeitung Rauchwaren, Druckwerk

Fleischerei / Bauern-
markt

Wurst, Rindfleisch Fleischwaren

Schuhgeschäft Sportschuhe, Damenschuhe, Schuh-
spray, Schuhreparatur

Schuhe, Schuhpflegeprodukt

Baumarkt / Haus-
haltsfachgeschäft

Schrauben, Hammer, Motorsäge, 
Topf, Pfanne, Starterset, für Klein-
teile: Küchenutensilien

Eisenwaren, Werkzeug, Maschine/Elekt-
roartikel, Geschirr, Küchenartikel

Textilreiniger Kleiderreinigung, Teppichreinigung Reinigung

Würstelstand Würstel, Orangensaft, Bier, Gurkerl Wurstware, Getränk, Speisebeilage

Gasthaus Suppe, Schnitzel, Strudel (à la carte), 
Mittagsmenü I oder II, Studenten-
menü, Frühstück

Vorspeise, Hauptspeise, Nachspeise, Es-
sen

Buch-/Papierfach-
handel

Buch, Zeitschrift, Magazin, Heft, 
Schreibmaterial

Druckwerk, Büromaterial

Wenn beide Grenzen überschritten werden, dann liegt RK-
Pflicht vor:

1.  Jahresumsatz je Betrieb muss höher als 15.000,- sein. 
Unter Umsatz ist der Nettoumsatz zu verstehen. Maß-

Der Beleg muss tatsächlich in den Ver-
fügungsbereich des Belegempfängers 
gelangen. Die Übermittlung ist eine 
Bringschuld des Unternehmers, eine 
bloße Einräumung der Möglichkeit 
des Ansehens und Abfotografierens 
des auf einem Bildschirm angezeigten 
Beleginhaltes erfüllt nicht die Beleger-
teilungspflicht. Eine spezielle Form der 
elektronischen Übertragung ist nicht 
vorgeschrieben. Der Beleg ist dem Bar-
zahler im Zeitpunkt der Barzahlung zu 
erteilen, das muss nicht der Empfänger 
der Leistung sein.

Die Belegerteilungspflicht besteht nur 
für Unternehmer iSd Umsatzsteuerge-
setzes. Diese Pflicht besteht auch dann, 
wenn die Umsätze umsatzsteuerfrei 
sind oder wenn sie unter der Klein-
unternehmergrenze liegen. Sie besteht 
nicht nur für betriebliche Einkünfte, 
sondern auch für Einkünfte aus Ver-
mietung und Verpachtung sowie für 
sonstige Einkünfte. 

Wichtig für die Gastronomie ist fol-
gende Möglichkeit bei einer sog 
„Tischabrechnung“: Wenn beim In-
kasso und der Belegerteilung mit 
elektronischer Registrierkasse meh-
rere Produkte zu einem bestimmten 
Zeitpunkt an Kunden in einer Ge-
samtsumme abgerechnet und boniert 
werden und das Inkasso der Gesamt-
summe zu Teilbeträgen bei mehreren 
Personen (Tischabrechnung) zeitnah 
erfolgt, muss nicht für jeden Kunden 
eine gesonderter Beleg ausgestellt wer-
den. Es ist ausreichend, wenn der Beleg 

einem Kunden übergeben wird. Diesen 
trifft die Entgegennahme- und Mitnah-
meverpflichtung.

Mindestanforderungen an den Beleg

Das Gesetz sieht folgende 6 Mindestbe-
standteile auf einem Beleg vor: Name 
bzw Adresse des leistenden Unterneh-
mens, eine fortlaufende Nummer, den 
Tag der Belegausstellung, den Betrag 
der Barzahlung sowie Menge und han-
delsübliche Bezeichnung der Ware. Die 

Menge (der gelieferten Gegenstände) 
ist nach den Maßstäben des jeweiligen 
Geschäftsverkehrs zB nach Zahl, Maß 
oder Gewicht anzugeben. Handelsübli-
che Bezeichnung ist eine Bezeichnung, 
die für die gelieferte Ware allgemein im 
Geschäftsleben verwendet wird. 

Die meisten Probleme gibt es bei der 
Bezeichnung der Ware: Wie genau muss 
das Produkt beschrieben sein? Der Mi-
nisteriumserlass bietet dazu folgende 
Beispiele:

gebend ist daher der jeweilige Jahresnettoumsatz des 
Betriebes. Der Unternehmer kann einen oder mehrere 
Betriebe haben – jeweils betriebsbezogene Betrachtungs-
weise.

2. Dabei muss der Barumsatz höher als 7.500,- sein. Auch 
hier sind die Nettoumsätze relevant. Jahr ist das Kalen-
derjahr. 

Werden beide Schwellenwerte überschritten, dann tritt 
die RK-Pflicht mit Beginn des viertfolgenden Monats nach 
Ablauf des UVA-Voranmeldungszeitraumes, in dem beide 
Grenzen erstmals überschritten werden, ein. Bei USt-befreiten 
Kleinunternehmern iSd UStG, gilt das Quartal als jeweiliger 
Voranmeldungszeitraum.

Beispiel: Der Umsatz im Monat Jänner 2016 beträgt 
netto 20.000,-, alle Kunden zahlen mit Bargeld. Beide 
Schwellenwerte werden überschritten, nach 3 Monaten Vor-
bereitungszeit wird die RK-Pflicht mit 1.5.2016 wirksam.


